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Fortschritte an der Hohen Garbe und das wach-
sende Grüne Band zeigen, wie Natur wieder Tritt 
fasst, wenn wir entschieden an ihrer Seite 
stehen. Auch das EU Renaturierungsgesetz hilft 
dabei, zerstörte Ökosysteme Schritt für Schritt 
wiederherzustellen. All diese Entwicklungen 
machen spürbar, dass unser Einsatz für Moore, 
Wälder und Flusslandschaften Wirkung zeigt. 
Diese Erfolge sind keine Selbstverständlichkeit. 
Sie entstehen durch Ausdauer, Fachwissen und 
das Vertrauen vieler Menschen.

Mit diesem Jahresbericht legen wir unsere 
Finanzen offen. Lesen Sie nach, was Ihr Beitrag 
bewirkt. Transparenz verstehen wir als ein 
Zeichen des Respekts gegenüber allen, die uns 
unterstützen und unsere Unabhängigkeit sichern. 
Mein besonderer Dank gilt Ihnen: den Mitglie-
dern, Spenderinnen und Spendern, die den BUND 
tragen. Ohne Ihre Unterstützung wären all diese 
Erfolge nicht möglich.

Gemeinsam gehen wir weiter – entschlossen, 
konstruktiv und voller Mut.

Ihr 
Olaf Bandt

„	 Wo Natur zurückkehrt,  
zeigt sich die Kraft unseres  
gemeinsamen Handelns.“

Liebe Freundinnen und Freunde des BUND,

manchmal braucht es nur ein einziges Tier, um 
uns daran zu erinnern, warum wir all das tun. 
2025 war so ein Jahr: Zum ersten Mal seit 
Jahrhunderten ist im hohen Norden Deutsch-
lands wieder eine Wildkatze nachgewiesen 
worden. Ein leises, aber kraftvolles Zeichen dafür, 
dass Natur sich erholen kann, wenn wir ihr Raum 
geben. Und ein Moment, der uns mitten im Alltag 
innehalten lässt. So viel ist möglich, wenn 
Engagement, Beharrlichkeit und Zuversicht 
zusammenkommen!

Mit etwas Abstand wird nun deutlicher, was 2025 
geprägt hat. Es war ein Jahr, in dem demokrati-
sche Grundwerte und unsere offene Gesellschaft 
stärker unter Druck gerieten. Organisationen, die 
sich für Umwelt, Teilhabe und Gemeinwohl 
engagieren, wurden politisch infrage gestellt, 
kritische Stimmen sollten verunsichert werden. 
Doch eine lebendige Demokratie lebt davon, dass 
Menschen sich einmischen, Verantwortung 
übernehmen und Missstände benennen. Der 
BUND wird sich auch weiterhin entschieden dafür 
einsetzen, dass diese Räume offen bleiben – für 
Beteiligung, für Vielfalt, für eine starke Zivilgesell-
schaft.

Gleichzeitig stehen wir vor großen ökologischen 
Herausforderungen. Die Klimakrise und das 
Artensterben schreiten weiter voran, auch wenn 
manche wissenschaftliche Erkenntnisse leugnen 
oder Klimaschutz zum Kulturkampf zu erklären 
versuchen. Doch die Realität lässt sich nicht 
wegreden. Deshalb haben wir 2025 im gesamten 
Verband weiter daran gearbeitet, Klimaschutz 
wirksam zu machen und eine Zukunft innerhalb 
der planetaren Grenzen zu sichern.

Und so war 2025 bei allem auch ein Jahr der 
Hoffnung. Die Ausbreitung der Wildkatze, die 
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Unsere Höhepunkte 2025
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Februar
Natürlich wählen. Der Schutz unserer 
Lebensgrundlagen erfordert mehr 
denn je politisches Handeln. Zur 
Bundestagswahl am 23. Februar zieht 
der BUND eine Bilanz der gescheiter-
ten Ampelregierung und ruft dazu auf, 
wählen zu gehen und die Demokratie 
zu stärken. Alle Parteien stehen in der 
Verantwortung, Deutschland endlich 
auf Nachhaltigkeitskurs zu bringen.

Mai
Halbe Million Mitglieder. Pünktlich zu 
seinem runden Geburtstag erreicht die 
Mitgliederzahl des BUND eine neue 
Höchstmarke. Mehr als 500.000 
Menschen unterstützen nun mit einer 
Mitgliedschaft unsere Arbeit für Natur 
und Umwelt. Ein großes Dankeschön 
an alle, die dazu beigetragen haben – 
und an all jene, die daran mitwirken, 
dass der BUND weiter wächst und 
seinen Anliegen noch mehr Gewicht 
verleihen kann.

März
Im Norden angelangt. Erstmals seit 
Jahrhunderten wird am 22. März eine 
Wildkatze in Schleswig-Holstein 
nachgewiesen. Eine Wildkamera im 
Kreis Herzogtum Lauenburg erfasst 
ein Tier mit allen typischen Merk
malen. Bestätigt wird das Vorkommen 
wenige Monate später durch einen 
Jäger, der eine Wildkatze aus einem 
Knotenzaun rettet. Ein Erfolg auch des 
langjährigen BUND-Einsatzes für die 
gefährdete Art.

Juni
Der BUND wird 50. 22 Umweltbewegte 
aus allen Ecken Deutschlands 
gründeten 1975 in Marktheidenfeld 
den BUND. Dieses Jubiläum feiern wir 
am 3. Juni bei einem festlichen 
Sommerabend in Berlin, mit politischer 
Prominenz, vielen Wegbegleiter*innen 
und verdienten Aktiven. Unser Einsatz 
für biologische Vielfalt, Klimaschutz 
und einen sozial-ökologischen Wandel 
erscheint heute wichtiger denn je.

Januar
Wasser schützen. Der Wasserkreislauf 
ist aus dem Gleichgewicht geraten. Wir 
verbrauchen mehr Wasser, als sich 
natürlich erneuert. Zugleich häufen 
sich Starkregen und lange Dürrezeiten. 
Was hat unser Verbrauch mit der 
Wasserknappheit andernorts zu tun? 
Und wie gelingt es, weniger Wasser zu 
verschwenden und verschmutzen? 
Darüber informiert Anfang Januar der 
„Wasseratlas“, mit herausgegeben 
vom BUND.

April
Luchs lässt hoffen. Am 10. April 
wildert der BUND im Thüringer Wald 
ein Luchsmännchen aus Rumänien 
aus, im Rahmen des Projekts „Luchs 
Thüringen – Europas Luchse vernet-
zen“. Ein Weibchen, das hier schon 
2024 freigelassen wurde, bekommt im 
Sommer Nachwuchs, als erste 
hierzulande in menschlicher Obhut 
geborene Luchsin seit mehr als 
zwanzig Jahren. Es gibt wieder 
Hoffnung für die stark bedrohte Art.
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August
Proben genommen. Der Großteil 
unseres Trinkwassers wird aus 
Grundwasser gewonnen. Doch das ist 
zunehmend mit Per- und Polyfluorier-
ten Alkylsubstanzen (PFAS) belastet. 
Im Sommer nimmt der BUND deshalb 
an vielen Orten Trinkwasserproben 
und testet sie auf Schadstoffe. In den 
allermeisten finden wir PFAS. Der 
BUND fordert die gefährliche Stoff-
gruppe EU-weit zu verbieten. 

November
Richtfest. Ende November feiert der 
BUND Richtfest am Standort seiner 
neuen Bundesgeschäftsstelle in 
Berlin-Neukölln. Zu diesem Zeitpunkt 
ist der Rohbau fertiggestellt. Ende des 
Jahres startet dann auch der Innen-
ausbau, samt Holzböden und 
Innenwänden aus Lehm. Sicher ist: Wir 
werden im Frühjahr 2027 ein Gebäude 
beziehen können, das ganz auf unsere 
Bedürfnisse zugeschnitten ist.

September
Ausgezeichnet. Unser Engagement 
am Grünen Band wird mit Deutsch-
lands größtem Publikumspreis 
gewürdigt, der „Goldenen Henne“. In 
der Laudatio heißt es, die wichtigste 
Naturschutzinitiative Europas sei dank 
unzähliger Aktiver zu einem Symbol 
des Zusammenwachsens von Mensch 
und Natur geworden. Beim Festakt 
erhalten Myriam Rapior und Liana 
Geidezis vom BUND auch einen 
Spendenscheck von 25.000 Euro.

Dezember
Tiere des Jahres. Kurz vorm Jahres-
wechsel kürt der BUND den Schmetter-
ling und die Libelle des Jahres 2026. 
Die Wahl fällt auf den Dunklen 
Wiesenknopf-Ameisenbläuling, der 
aufs Engste an eine selten gewordene 
Pflanze und die Rotgelbe Knotenamei-
se gebunden ist. Und auf die Gemeine 
Winterlibelle, die einzige Libelle, die als 
erwachsenes Insekt bei uns überwin-
tert. Der BUND kümmert sich um die 
Lebensräume beider Arten.

Juli
Jetzt Handeln! Wie können sich junge 
Menschen für den Schutz der 
biologischen Vielfalt, für das Klima 
oder die Klimagerechtigkeit einsetzen? 
Drei Jahre lang schafft die BUND-
jugend neue Möglichkeiten des 
Engagements, gemeinsam mit der 
Naturschutz- und Naturfreundejugend. 
Ihr Kooperationsprojekt „Handeln 
JETZT!“ verfolgt das Ziel, Umwelt
aktive bis 27 Jahre zu unterstützen.

Oktober
Erfolgreiche Petition. Mitten in der 
Nordsee liegt deren größte Sandbank, 
die Doggerbank. Aufgrund ihres 
Artenreichtums steht sie seit 2017 
unter Schutz. Dennoch wird sie weiter 
von Grundschleppnetzen durchpflügt. 
Um diesen Naturfrevel zu beenden, 
richtet der BUND eine Petition an 
Fischereiminister Alois Rainer. Bis zur 
Übergabe Ende Oktober unterschrei-
ben mehr als 72.000 Menschen.
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Grünes Band auf dem Weg  
zum Welterbe
Der ehemalige innerdeutsche Grenzstreifen ist 
heute eine Arche Noah der Artenvielfalt und 
zudem ein Ort, an dem Demokratie vermittelt 
wird. Deutschland hat 2024 das Grüne Band 
deshalb als UNESCO-Welterbe vorgeschlagen. Es 
könnte so die erste gemischte deutsche Welt-
erbestätte für Kultur und Natur werden. Auf 
vielen Ebenen treiben wir das Welterbe voran und 
erfahren dabei immer mehr Unterstützung. Mit 
der Anerkennung wäre das Grüne Band mit 
seinen einmaligen Natur- und Kulturstätten 
dauerhaft geschützt.

So kooperieren wir auf Bundesebene mit dem 
Deutschen Kulturrat und konnten 2025 gemein-
sam viele Verbündete in den Regionen am 
Grünen Band gewinnen. Eng arbeitet der BUND 
zudem mit der Arbeitsgemeinschaft Grenz
museen zusammen, die die Idee des Welterbes 
unterstützt. Mehr als 20 ihrer Einrichtungen von 
Hof bis nach Lübeck beschäftigen sich mit der 
Geschichte der Grenze und der SED-Diktatur und 
erinnern an deren Opfer. Das neue Gedenkstät-
tenkonzept des Bundes unterstützt die Auswei-
sung des Welterbes.

Währenddessen setzt der BUND weiterhin 
Naturschutzmaßnahmen direkt im Grünen Band 
um. Zum Beispiel erforschen wir die Vielfalt an 
Insekten entlang des ehemaligen Grenzstreifens. 
Auf 100 Probeflächen verschiedener Lebens
räume im Grünen Band führten wir Erhebungen 
durch. Die ersten Analysen haben eine Zahl von 
gut 7.000 Arten flugfähiger Insekten ergeben, 
davon rund 350 Rote-Liste-Arten. Besonders 
erfreulich ist, dass mit Bezzia albicornis eine 
verschollene Mückenart wiederentdeckt wurde, 
die letztmalig 1934 in Deutschland nachgewie-
sen werden konnte.

Das Grüne Band soll nicht nur eine Linie sein, 
sondern ein in die Landschaft verbundenes Netz. 
Diesem Ziel sind wir einen großen Schritt näher-
gekommen. Mit dem Vorhaben „Quervernetzung 
Grünes Band“ gelang es uns, neue Lebensräume 
für Tiere und Pflanzen zu schaffen – oft in enger 
Zusammenarbeit mit den Landnutzenden. Wir 

haben in Summe gut 530 Kleingewässer, Brut-
inseln, Fischadlerhorste und Steinwälle angelegt, 
700 Hektar Grünflächen für den Schutz von 
Wiesenvögeln verbessert, knapp 110 Hektar wert-
volle Biotopflächen langfristig gesichert und 
mehr als zehn Kilometer verbindende Achsen 
zum Grünen Band geschaffen. „Gerade in Zeiten 
des Klimawandels ist das entscheidend, denn 
Arten brauchen Raum und Wege, um auf verän-
derte Bedingungen reagieren zu können“, bestä-
tigte Sabine Riewenherm, Präsidentin des 
fördernden Bundesamtes für Naturschutz, 
unsere Arbeit zum Abschluss des Projektes.

Über die Grenze hinaus waren wir ebenfalls für 
das Grüne Band aktiv. In der EU-geförderten 
Initiative BESTbelt haben wir in Kooperation mit 
EuroNatur und der Grünen Band Europa-
Vereinigung 16 Projekte in Zentraleuropa betreut. 
Drei davon wurden mit Beteiligung von deutschen 
Akteuren umgesetzt, darunter der BUND-Landes-
verband Thüringen und die Kreisgruppe Passau.

Das Grünes Band hat am 12. September 2025 in 
der Sonderkategorie „35 Jahre Deutsche Einheit“ 
den Publikums- und Medienpreis Goldene Henne 
gewonnen. Vertreterinnen des BUND nahmen 
den Preis auf der Bühne in Leipzig entgegen. Eine 
wertvolle Auszeichnung auch für die vielen 
BUND-Aktiven! Sie engagierten sich wieder mit 
zahlreichen Angeboten zum Tag der deutschen 
Einheit. Radtouren, Wandertreffen, Führungen 
und Picknicks standen auf dem Programm des 
BUND-Aktionstags Grünes Band.

Von Ausflügen und Reisen profitierte auch die 
Waldbirkenmaus: Seit 2025 können Bahn-
Reisende ihre BonusPunkte für unser Projekt 
spenden, das im Bayerischen Wald Lebensräume 
für diese Art, die zu den kleinsten Säugetieren 
Europas zählt und in Deutschland als stark 
gefährdet eingestuft wird, aufwertet und neu 
schafft. Wir sagen Danke für die Unterstützung 
des Grünen Bandes!

www.bund.net/gruenes-band 



8

Heute Wildkatzenwälder für  
morgen pflanzen

Unser Rettungsnetz für die Wildkatze spannt sich 
über alle 13 Flächenländer Deutschlands – es ist 
seit seinem Start vor 21 Jahren stetig gewach-
sen. In Mecklenburg-Vorpommern und in 
Schleswig-Holstein gingen BUND-Aktive nach 
konkreten Hinweisen mit Lockstöcken auf die 
Suche nach Wildkatzen. Schleswig-Holstein 
brachte der Herbst 2025 dann den ersten Nach-
weis einer Wildkatze: Ausgerechnet von einem 
Tier, das sich in einem Knotengitterzaun verfan-
gen hatte. Glücklicherweise wurde es rechtzeitig 
von einem Jäger gerettet. Die Analyse am Zaun 
abgesammelter Haare ergab, es war eine Euro-
päische Wildkatze!

Sichtbare Erfolge sind auch im Projekt 
„Wildkatzenwälder von morgen“ gelungen. Die 
zehn beteiligten BUND-Landesverbände stärkten 
sowohl die ökologische Wirkung als auch die 
öffentliche Wahrnehmung. Das sechsjährige 

Projekt wird im Bundesprogramm Biologische 
Vielfalt durch das Bundesministerium für Um-

welt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit gefördert.

Im dritten Projektjahr hat der BUND 
auf insgesamt 24,6 Hektar Fläche 

rund 15.000 Bäume und Sträucher 
gepflanzt und über vier Kilometer 
neue Waldränder geschaffen. 
Freiwillige räumten 6.500 Meter 
Knotengitterzäune und damit 
große Gefahrenquellen für die 
Wildkatzen ab. Elf Über- und 
Unterkletterungshilfen wurden 
eingebaut. Besonders hervor
zuheben ist der Catwalk im 

Stadtwald Aßlar (Hessen): eine 
hölzerne Überquerungshilfe mit 

integrierter Plattform, welche 13 
nachgewiesene Wildkatzenüber

querungen ermöglichte. Das 
Lockstock-Monitoring brachte 130 neue 

genetische Nachweise; insgesamt liegen 
nun 257 Belege und sieben Hybridfunde vor. 

Seit Projektstart engagierten sich 1.370 Frei
willige, allein die BUNDjugend gewann 2025 über 
80 neue Engagierte.

 Zu den Höhepunkten der Projektkommunikation 
zählten die Teilnahme am Deutschen Evangeli-
schen Kirchentag mit über 80.000 Besucher*in-
nen und der vom BUND Niedersachsen organi-
sierte Wildkatzenlauf in Heber. Dabei wurde 
Naturschutz mit lokalem Sport verbunden. 
Medienarbeit sorgte zudem für Berichterstattung 
in Print, Online, Radio und Fernsehen. Die Kombi-
nation aus konkreten Naturschutzmaßnahmen, 
wachsender Beteiligung, starker Bildungsarbeit 
und überzeugender Öffentlichkeitsarbeit machte 
deutlich, dass die Wildkatzenwälder von morgen 
bereits heute entstehen.

www.bund.net/wildkatze
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BUND-Projekte für den Luchs

Bäche, Moore und Bergwiesen  
im Thüringer Wald

Im Herbst 2025 startete der BUND Sachsen das Projekt „Luchsland Sachsen – Entdecke die Welt der 
Pinselohren!“. Im Fokus des Projektes steht bis September 2028 die Umweltbildung. Unter anderem 

mit einer Theatertournee, einer Wanderausstellung und einer Podcast-Reihe soll der 
Luchs den Menschen nähergebracht werden, damit das Wildtier bekannter wird und 

Akzeptanz findet. Das Projekt wird von der Europäischen Union kofinanziert.

Auch aus dem Projekt „Luchs Thüringen“ gibt es Erfolgsmeldungen. 2025 
konnten zwei Luchse ausgewildert werden. Somit wurden seit 2024 im 
Projekt sechs Luchse in Freiheit gebracht. Vier Luchse haben Streifgebiete 
im Thüringer Wald besetzt und können regelmäßig nachgewiesen werden. 
Hinzu kommen mehrere Luchse, die aus Nordbayern oder dem Harz 
zugewandert sind – darunter auch zwei Weibchen mit Jungtieren. Im 

kommenden Jahr sollen erneut mehrere Luchse ausgewildert werden. Das 
Zeichen stehen somit gut, dass sich im Thüringer Wald dauerhaft eine Luchs

population etablieren kann.

„Luchs Thüringen – Europas Luchse vernetzen“ ist ein Gemeinschaftsprojekt, das der 
BUND gemeinsam mit nationalen und internationalen Partnern durchführt. Das Projekt wird im 
Programm „Förderung von Vorhaben zur Entwicklung von Natur und Landschaft (ENL)“ umgesetzt und 
vom Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie, Naturschutz und Forsten gefördert.

www.bund.net/luchs

Im Mittleren Thüringer Wald liegt eine Landschaft voller Vielfalt. Klare 
Gebirgsbäche, artenreiche Bergwiesen und eingestreute Moore bilden hier 
ein eng verzahntes Mosaik wertvoller Lebensräume. Sie bieten seltenen 
Arten wie Schwarzstorch, Feuersalamander, Wollgras oder Trollblume 
einen Rückzugsort. Gemeinsam mit der Naturstiftung David (Stiftung 
des BUND Thüringen) sichern und fördern wir diese Lebensräume. Dafür 
haben wir 2025 den ersten Meilenstein erreicht: Der Pflege- und Entwick-
lungsplan, der alle Ziele, Maßnahmen und Prioritäten zusammenfasst, ist 
fertiggestellt. Diesen werden wir nun bis 2035 schrittweise umsetzen und 
etwa naturferne Gewässerabschnitte renaturieren, geschädigte Moore 
revitalisieren und verbuschte Bergwiesen pflegen. Zugleich schaffen wir Anreize, 
naturnahe Lebensräume dauerhaft zu erhalten.

Ein besonderer Fokus liegt auf den Themen Wasser und Wasserhaushalt der Mittelgebirgsregion. So 
wollen wir eine alte, unterirdische Wassergewinnungsanlage, die die Umgebung stark entwässert, 
zurückbauen und dadurch ein Waldmoor als wertvollen Lebensraum und für die Landschaft bedeuten-
den Wasserspeicher retten. Auch der bedrohte Feuersalamander, eine Art für die Deutschland eine 
besondere Verantwortung trägt, genießt unsere Aufmerksamkeit. Mit Hilfe von dicken Totholzstämmen 
in den Bachbetten schaffen wir zum Beispiel wichtige Stillwasserbereiche – die „Kinderstuben“ des 
Feuersalamanders, in denen er seine Jungen als Larven lebend zur Welt bringt und diese heranwachsen.

www.naturstiftung-david.de/thueringerwald
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Die Ressource Wasser schützen –  
so handelt der BUND 
Ohne Wasser gibt es kein Leben – und doch 
behandeln wir es oft, als wäre es unerschöpflich. 
Dabei entscheidet diese Ressource darüber, wie 
wir leben und wie unsere Zukunft aussieht. 
Genau hier setzen wir als BUND an. Mit drei ganz 
unterschiedlichen Aktivitäten haben wir das 
Thema Wasser in die breite Öffentlichkeit getra-
gen und auf die politische Agenda gesetzt.

Zum Start des Jahres haben wir in Kooperation 
mit der Heinrich-Böll-Stiftung den Wasseratlas 
veröffentlicht. Die Publikation widmet sich den 
aktuellen Herausforderungen, denen diese 
lebenswichtige Ressource ausgesetzt ist. 
Gleichzeitig beleuchtet sie Lösungsansätze für 
einen nachhaltigen Umgang. Wir thematisieren 
den wachsenden Druck auf globale Wasserres-
sourcen, der durch Klimawandel, Übernutzung 
und Verschmutzung verursacht wird. Landwirt-
schaft, Industrie und Energiewirtschaft zählen zu 
den Hauptverbrauchern und agieren gleichzeitig 
oft als Verursacher von Umweltbelastungen. Der 
Atlas findet eine große Verbreitung und ist 
mittlerweile in der 3. Auflage erhältlich.

Die im Sommer veröffentlichte BUND-Studie 
„Grundwasserstress in Deutschland“ zeigt, dass 
bereits in jedem zweiten Landkreis in Deutsch-
land die Grundwasserentnahmen die Neubildung 
übersteigen. In immer mehr Regionen wird das 
Grundwasser knapp. Die Untersuchung, die das 
Institut für sozial-ökologische Forschung (ISOE) 
im Auftrag des BUND durchgeführt hat, ergab: In 
201 von 401 Landkreisen herrscht Grundwasser-
stress. Besonders betroffen sind nicht nur die 
bekannten Trockenregionen im Osten Deutsch-
lands, sondern auch Ballungszentren wie die 
Rheinschiene und Regionen in Niedersachsen. 
Und die Klimakrise verschärft das Problem. 94 
Landkreise sind sogar von akutem Grundwasser-
stress betroffen. In nahezu allen Bundesländern 
haben die Grundwassermessstellen neue Tiefst-
stände verzeichnet.

Mit der Veröffentlichung haben wir einen Nerv 
getroffen. Medien von Süddeutsche Zeitung über 
ZDF bis Der Spiegel berichteten ausführlich. Die 

Studie führte zu Debatten im Umweltausschuss 
des Bundestags. Bundesumweltminister Bundes-
umweltminister Carsten Schneider nahm 
Stellung, Abgeordnete verschiedener Parteien 
zeigten Unterstützung. Die Studie war Teil der 
BUND-Wasserwoche. Unter dem Motto „Fünf 
Tage, fünf Perspektiven“ stellten wir Lösungen 
für Landwirtschaft, Industrie und Bevölkerung 
vor. Der „Fünf-Punkte-Plan zum Schutz des 
Wassers“ und eine Auswertung der Wasser
entnahmeentgelte ergänzten die Arbeit.

PFAS im Trinkwasser – Wassertests gemeinsam 
mit Politiker*innen
Von Juni bis Oktober 2025 hatten BUND-Aktive in 
ganz Deutschland stichprobenartig 46 Trink
wasserproben und 16 Grund- oder Oberflächen-
wasserproben genommen. Viele der Proben 
wurden zusammen mit Politiker*innen genom-
men, darunter Bundestagsabgeordnete von SPD, 
CDU, Grünen und Linken. Die Auswertung war 
alarmierend. Die überwiegende Mehrheit der 
untersuchten Trinkwasserproben enthält 
sogenannte Ewigkeitschemikalien, per- und 
polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS). Die 
Konzentrationen lagen teils über den ab 2026 
geltenden Grenzwerten der Trinkwasserverord-
nung. In 42 Proben – also in nahezu allen unter-
suchten – wurden PFAS gefunden. PFAS sind 
längst im Wasserkreislauf angekommen, in 
Oberflächengewässern, im Grundwasser wie im 
Trinkwasser. Selbst tiefe Mineralwasserbrunnen 
sind betroffen. Das Aufbereiten von sauberem 
Trinkwasser wird immer aufwendiger und teurer. 
Die entstehenden Kosten tragen in der Regel die 
Verbraucher*innen. Bei Lebensmitteln oder 
Böden, bei Grundwasser, Flüssen und dem Meer 
ist eine Reinigung von PFAS nicht möglich. 
Deswegen fordert der BUND: Produktion und 
Verwendung von PFAS regulieren, Wasser
ressourcen schützen!

www.bund.net/wasseratlas



Doggerbank: Großer Erfolg für das 
Herz der Nordsee
Inmitten der Nordsee liegt ihre größte Sandbank: 
die Doggerbank. Sie ist das ökologische Herz der 
Nordsee. Die Artenvielfalt ist spektakulär. Hier 
tummeln sich unzählige Muscheln, stark gefähr-
dete Schneckenarten, Stachelhäuter, Fische und 
Krebse. Auch für Wale und Robben ist die 
Doggerbank von hoher Bedeutung. Deswegen 
wurde die Doggerbank zum Meeresschutzgebiet 
deklariert. Doch wirklicher Schutz im Schutz
gebiet fehlte bisher.

Als BUND setzen wir uns für die Doggerbank ein. 
Seit 2024 klagt der BUND gegen die anhaltende 
Zerstörung des Schutzgebietes durch die Grund-
schleppnetzfischerei. 2025 haben über 72.000 
Menschen unsere Rettungsaktion für die Dogger-
bank unterstützt. Die lautstarke Petition wurde 
von vielfältigen Veranstaltungen von der Nord-
seeküste über Online-Formate bis in den Süden 
des Landes begleitet. So konnten wir viele 
Menschen für die Doggerbank begeistern und 
mobilisieren.

Unsere Rettungsaktion zeigt Erfolg. Im Oktober 
haben wir die Doggerbank symbolisch vor den 
Deutschen Bundestag gebracht und mit der 
Stimme von 72.000 Unterstützer*innen für ein 

Ende der Zerstörung durch die Grundschlepp-
netzfischerei demonstriert. Ein erster wichtiger 
Meilenstein folgte – seit November ist die Hälfte 
des deutschen Schutzgebiets auf der Dogger-
bank für die Grundschleppnetzfischerei 
geschlossen. Das macht uns Mut für den voll-
ständigen Schutz der Doggerbank zu kämpfen.

Dabei steht die Doggerbank beispielhaft für den 
Zustand von Nord- und Ostsee und die vielfälti-
gen Bedrohungen für die Artenvielfalt. Der BUND 
möchte aktiv zu nachhaltigen Lösungen im 
Meeresschutz beitragen. Deswegen beteiligte 
sich der BUND 2025 in der von der Bundes
regierung einberufenen „Zukunftskommission 
Fischerei“, in der sich die 40 Mitglieder aller 
Sektoren auf gemeinsame Empfehlungen zur 
nachhaltigen Transformation der deutschen 
Fischerei verständigt haben.

Als BUND ist uns bewusst, dass der Meeres-
schutz nur in gemeinsamer internationaler 
Anstrengung wirksam sein kann. Wir vernetzen 
uns europaweit sowie global. 2025 haben wir mit 
unserem europäischen Dachverband Seas at 
Risk eine Vision für die sozialökologische Trans-
formation der Fischerei in der EU entwickelt – 
gemeinsam mit Menschen aus der Fischerei und 
der Wissenschaft.

www.bund.net/meere

©
 Jörg Farys
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In der Lenzener Elbtalaue schützt der BUND 
Natur im großen Stil. Hier haben wir Deutsch-
lands erste große Deichrückverlegung umge-
setzt. Damit haben wir begonnen, einen der 
seltensten Lebensräume in Mitteleuropa wieder 
zu etablieren – den Auenwald. Zwar ist er an der 
Elbe im Gegensatz zu anderen Flüssen noch zu 
finden, doch meist nur in kleinen weitverstreuten 
Relikten. Ein Ziel des Projekts war es daher, von 
2002 bis 2011 auf einem Großteil der zurück
gewonnen Überschwemmungsfläche die Ent-
wicklung von Auenwald zu initialisieren. Auf den 
420 Hektar Projektfläche haben wir in der Zeit 
Anwuchs und Vitalität der Bäume und Sträucher 
beobachtet.

Die zusammengefassten Ergebnisse liegen seit 
2025 vor und sie zeigen: Waldentwicklung 
braucht einen langen Atem. Auf dem ehemaligen 
Grünland haben es die kleinen Setzlinge schwer, 
sich gegen die konkurrenzstarken Gräser durch-
zusetzen. Trockenheit, langanhaltende Über-
schwemmungen, Eisgang und kontinuierlicher 
Wildverbiss führten zu hohen Verlusten, so dass 
wir immer wieder nachpflanzen mussten. Mittler-
weile sind jedoch überall Baum- und Strauch-
inseln mit Eichen, Ulmen, Weißdorn etc. 
entstanden. Und 2024 konnten wir erstmals 
unter diesen Baumgruppen massenhaft 
Naturverjüngung nachweisen. Eine 
Entwicklung, die sich 2025 fortge-
setzt hat und ein wichtiger 
Schritt ist auf dem Weg zu 
neuem, wildem Auenwald.

Den wertvollsten Auenwald 
der Mittelelbe, die Hohe 
Garbe, haben wir mit 
unserem Projekt „Leben-
dige Auen für die Elbe“ 
langfristig erhalten. Mit 
dem neuen Projekt 
„Sicherung gefährdeter 
Lebensräume und 
Arten zwischen Elbe 
und Aland“ entwickeln 
wir seit Mitte 2025 bis 

2029 diesen 180 Hektar großen Wald weiter. Wir 
pflanzen Bäume, legen Waldränder an und 
widmen uns insbesondere der Verbreitung der 
sehr seltenen Elbe-Schwarzpappel, die massiv 
vom Aussterben bedroht ist.

Bereits seit Mitte 2024 bereiten wir mit der 
Voruntersuchung „Auenentwicklung in der 
brandenburgischen Elbtalaue“ weitere großflächi-
gen Pflanzungen vor. Gemeinsam mit Planerin-
nen, Modellierern und den zuständigen Behörden 
ist es uns 2025 gelungen, entlang von 15 Fluss-
kilometern dafür 70 Hektar im Vorland zu identi-
fizieren. Das entspricht einer Größe von etwa 100 
Fußballfeldern. Die Umsetzung soll zusammen 
mit anderen Maßnahmen ab 2027 erfolgen. Der 
Elbwald darf weiterwachsen!

www.bund.net/auenzentrum

Der Auenwald an der Mittelelbe 
wächst weiter

© Dieter Damschen
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Keine Freifahrt  
für Gentechnik!

Pestizide konse-
quent reduzieren!

In der Europäischen Union wird weiterhin heftig 
über einen neuen Rechtsrahmen für Gentechnik 
diskutiert. Ein Vorschlag der EU-Kommission aus 
dem Jahr 2023 sieht vor, die Regeln deutlich zu 
lockern. Damit würden der Schutz von Verbrau-
cher*innen, die Wahlfreiheit sowie das Vorsorge-
prinzip stark geschwächt werden. Konkret würde 
das bedeuten, dass für einen Großteil – bis zu 
95 Prozent – der neuen gentechnisch veränder-
ten Organismen künftig keine Kennzeichnung, 
Risikoprüfung oder Rückverfolgbarkeit mehr 
erforderlich wäre.

Der BUND war daher mit Stellungnahmen, 
Aktionen und Lobbyarbeit auch 2025 im Bündnis 
mit Partner*innen aus Umwelt-, Naturschutz und 
Landwirtschaft aktiv. Gemeinsam setzten wir 
uns dafür ein, dass Umweltfolgen, Verbrau-
cher*innenschutz und Auswirkungen für 
die gentechnikfreie Landwirtschaft 
in der Öffentlichkeit und in der 
Politik diskutiert werden.

Dabei hat der BUND auf die 
Gefahren einer intranspa-
renten und unkontrollier-
baren Agrar-Gentechnik 
hingewiesen. Als Umwelt-
verband haben wir zudem 
besonderes Augenmerk 
auf die Risiken gelegt, die 
mit der Freisetzung gentech-
nisch veränderter Wildpflanzen 
einhergehen. Im BUNDmagazin 
haben wir das Thema für unsere 
Mitglieder aufbereitet, über Pressemittei-
lungen und ausgearbeitete Argumentationshilfen 
für alle interessierten Personen. Mit dem Bun-
desarbeitskreis Gentechnik entstand im Jahr 
2025 die neue BUND Position „Gentechnik in 
Landwirtschaft und Naturschutz“.

www.bund.net/gentechnik

2025 feierte das BUND-Projekt „Pestizidfreie 
Kommunen“ sein zehnjähriges Bestehen. Mittler-
weile sind rund 600 Städte und Gemeinden in der 
interaktiven Karte vertreten, die ihre Flächen 
ganz oder teilweise ohne Pestizide pflegen – ein 
starkes Zeichen für den Wandel vor Ort.

Im Jubiläumsjahr kamen bei einer großen 
Online-Tagung rund 400 Teilnehmende aus 
Kommunen und Kommunalpolitik zusammen. In 
Zusammenarbeit mit dem Umweltbundesamt 
(UBA), dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
und Kommbio bot die BUND-Veranstaltung Raum 
für Austausch, neue Impulse und Vernetzung 
rund um Pestizidreduktion und den Schutz der 
Artenvielfalt auf kommunalen Flächen.

Naturnahes, pestizidfreies Gärtnern findet 
großen Anklang. Über die gesamte Garten-

saison hinweg informierte der BUND 
mit Ökotipps, Pressemeldungen 

und Beiträgen in den sozialen 
Medien. Im Fokus standen 

der Weltbienentag, insek-
tenfreundliche Pflanzen 
und Beleuchtung, Winter-
quartiere für Igel sowie 
ein naturnaher Nutzgar-
ten und ein sparsamer 
Umgang mit Wasser. 

Höhepunkt war ein Garten-
Talk mit Naturgärtner Tobias 

Bode und BUND-Expertin 
Corinna Hölzel, an dem über 200 

Interessierte teilnahmen.

Darüber hinaus war der BUND gefragter 
Ansprechpartner für Medien, etwa mit Unter
suchungen zu Pestiziden in Schnittblumen rund 
um Valentins- und Muttertag oder in Weihnachts
bäumen zum Jahresende. Politisch setzte sich 
der BUND für eine konsequente Reduktion von 
Pestiziden ein und warnte vor drohenden 
Abschwächungen von Schutzstandards im 
EU-Gesetzespaket „Omnibus Food and Feed“.

www.bund.net/pestizide
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Die Agrarpolitik 2025 war geprägt von einem 
neuen Landwirtschaftsminister. Alte, sich 
längst als unwirksam herausgestellte 
Maßnahmen präsentierte Alois Rainer als 
politische Lösung für neue Herausforderun-
gen. Dieser Rollback zeigte sich insbeson-
dere bei der Ausbremsung des dringend 
notwendigen Um- und Abbaus der Tier
haltung. In den letzten Jahren hatten die 
gesellschaftlichen Dialoge hierzu hart 
verhandelt und Vorschläge entwickelt. 
Stattdessen erarbeitete das Ministerium 
eine Exportstrategie für tierische Produkte, 
verzögerte das Gesetz zur transparenten 
Haltungskennzeichnung für tierische 
Produkte und der Minister strich das 
wichtige Umbauprogramm für die Tier
haltung ganz.

Wir haben uns klar dagegen positioniert und 
engagiert. Unsere Forderungen untermauer-
ten wir mit fachlichen Stellungnahmen für 
eine wirkungsvolle Haltungskennzeichnung nicht 
nur im Supermarkt, sondern auch für tierische 
Produkte in Restaurants und Kantinen. Wir 
führten Lobbygespräche mit Ministerien und 
Abgeordneten aus dem Deutschen Bundestag 
und dem europäischen Parlament.

Auch in der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) hat 
die EU-Kommission erschreckend rückwärtsge-
wandte Vorschläge zur künftigen Fördermittel-
verteilung vorgelegt. Wissenschaftler*innen und 
Zukunftskommissionen empfehlen mehr Unter-
stützung für den Agrarnaturschutz und den 

Umbau der Förderung hin zu einer Honorierung 
gesellschaftlicher Leistungen. Ungeachtet 
dessen soll die pauschale Mittelverteilung je 
Hektar festgeschrieben werden. Die Ausgestal-
tung der Förderprogramme soll großteils in die 
Verantwortung der einzelnen Mitgliedsstaaten 
übergehen – eine fatale Entscheidung gegen 
gemeinsame europäische Umweltziele.

Auch gegen Verzögerungen bei der Honorierung 
von Weidehaltung und Maßnahmen zum Biotop-
verbund haben wir Stellung bezogen, denn diese 
sind aus Naturschutzsicht zentral. Gemeinsam 
mit mehreren tausend Menschen gingen wir im 
Januar im Rahmen der Demonstration „Wir 
haben es satt“ in Berlin auf die Straße. Zur 

Sonder-Agrarministerkonferenz im Juli 
2025 setzten wir zusammen mit einem 
breiten Bündnis mit der Aktion „Zu-
kunftsfähige Landwirtschaft nicht 
wegschieben“ vor dem Tagungsort der 
Minister*innen ein sichtbares Zeichen.

www.bund.net/agrar

Agrarpolitik: rückgewandt statt in 
die Zukunft?

© Björn Obm
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Mehr zum Thema
Hören Sie mehr zum Thema im 
Podcast BUNDfunk: Landwirtschaft 
zwischen Agrarindustrie und bäuer-
lichen Betrieben 
(Folge 4: www.bund.net/bundfunk)



den Umweltfolgen in anderen Ländern darf man 
die Augen nicht verschließen. Sollten jedoch 
auch in Deutschland nun verstärkt Rohstoffe 
abgebaut werden, müssen dafür höchste öko
logische Standards gelten. Umso wichtiger aus 
Sicht des BUND ist es, den Ressourcenverbrauch 
insgesamt zu reduzieren. Mit Suffizienz und 
Kreislaufwirtschaft gibt viele Ansätze, Rohstoffe 
einzusparen und trotzdem gesellschaftliche 
Bedürfnisse zu erfüllen. Dazu zählen weniger 
Individualverkehr, langlebige Produkte oder 
Mehrwegsysteme. Ein konkretes Beispiel gibt es 
aus Thüringen. In der einzigartigen Südharzer 
Gipskarstlandschaft will die Industrie mehr 
Naturgips abbauen. Dagegen wehrt sich der 
BUND. Denn Gips lässt sich gut ersetzen und 
hervorragend recyceln. Es gibt also keinen Grund, 
die Natur für Baustoffe zu opfern.

Als BUND und in Bündnissen, wie dem Netzwerk 
Ressourcenwende oder Exit Plastik, bringen wir 
diese Ideen in die Öffentlichkeit und an politische 
Entscheidungsträger*innen, damit an den 
richtigen Stellen die nötigen Weichen gestellt 
werden, um die Ressourcenverschwendung zu 
beenden.

www.bund.net/ressourcen

Nachhaltiger Umgang mit  
Ressourcen
Rohstoffe sind für unser Leben unverzichtbar. 
Sowohl für alltägliche Bedürfnisse wie Nahrung 
und Kleidung als auch für Gebäude, Straßen oder 
die Energieversorgung werden große Mengen an 
Rohstoffen verwendet. Jede Person in Deutsch-
land verbraucht deutlich mehr Rohstoffe pro Jahr 
als der globale Durchschnitt. Viele Materialien 
werden importiert, wobei die Umweltbelastung 
oft in den Förderländern entsteht, während der 
Nutzen in Industrieländern wie Deutschland 
anfällt.

Weltweit steigt der Rohstoffverbrauch seit 
Jahrzehnten deutlich an. Hinzu kommen Entwick-
lungen wie die Energiewende, die zunehmende 
Elektromobilität oder die Digitalisierung, welche 
die Nachfrage nach Rohstoffen wie Kupfer oder 
Lithium zusätzlich steigern. Um dem zu begeg-
nen hat die europäische Union 2024 ein Gesetz 
verabschiedet, das unter anderem auch den 
heimischen Bergbau fördern soll.

Im Wettlauf um diese Rohstoffe werden auch in 
Deutschland neue Projekte zur Rohstoffgewin-
nung geplant, zum Beispiel von Lithium. Aus 
diesem Anlass hat der BUND in diesem Jahr ein 
Hintergrundpapier zum Thema heimischer 
Bergbau herausgebracht. Es macht deutlich: Vor 
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Für eine Zukunft ohne Gift

Unsere chemikalienpolitische Arbeit stand 2025 
wieder klar im Zeichen unseres Einsatzes gegen 
PFAS und für mehr Transparenz bei Schadstoffen 
im Alltag. Die sogenannten Ewigkeitschemikalien 
sind mittlerweile überall. Unsere wissenschaft-
lichen Auswertungen offizieller Daten zeigen, 
dass PFAS nicht nur Gewässer belasten, sondern 
sich auch in Lebewesen und Lebensmitteln 
anreichern. Diese langlebigen Stoffe gelangen in 
die Nahrungskette und betreffen den Alltag und 
die Gesundheit von Menschen.

Anfang des Jahres unterstützten über 56.000 
Menschen unsere Petition für eine Beschränkung 
von PFAS in der Europäischen Union. Damit 
haben wir politischen Druck aufgebaut und das 
Thema weiter auf die Agenda gesetzt. Auf 
Podien und in Einzelgesprächen gingen wir mit 
Politik und Industrie in den Austausch. Gleich
zeitig haben wir PFAS durch Medienbeiträge – 
von TV-Interviews bis zu Fachartikeln und 
Podcasts – stärker in die Öffentlichkeit 
gebracht.

Die ToxFox-App bleibt ein wichtiges 
Werkzeug, mit dem Verbrau-
cher*innen selbst aktiv werden 
können. Wir haben die App 
weiter verbessert, barriereär-
mer gestaltet und inhaltlich 
ausgebaut. Neu in der App 
sind die sogenannten 
PMT-Stoffe (persistent, 
mobil, toxisch). Diese 
Chemikalien aus abgespül-
ten Kosmetikprodukten 
reichern sich in der Umwelt 
an. Immer mehr Menschen 
nutzen den ToxFox im Alltag, 
um Produkte zu prüfen und 
sich direkt an Firmen zu wen-
den. Die App wird täglich tau-
sendfach genutzt, und die Zahl der 
Nutzer*innen wächst kontinuierlich. 
Für diese Arbeit wurde der ToxFox mit 
dem Deutschen App-Award ausgezeichnet.

Gleichzeitig stärken wir unser Netzwerk vor Ort. 
Ein neuer Leitfaden zeigt Aktiven, wie sie über 
das Umweltinformationsgesetz selbst Daten zu 
PFAS anfragen können. So lassen sich Belastun-
gen lokal aufdecken und öffentlich machen. 
PFAS sind nicht nur in Deutschland, sondern in 
vielen europäischen Ländern in Gewässern und 
Tieren nachweisbar. Auch unsere eigenen Tests 
bestätigen, wie weit verbreitet diese Stoffe 
inzwischen sind.

Unser Ansatz bleibt klar: Wir verbinden politische 
Arbeit, praktische Mitmachwerkzeuge und 
eigene Recherchen. So schaffen wir Transparenz, 
erhöhen den Druck auf Politik und Unternehmen 
und treiben den Schutz von Umwelt und Gesund-
heit voran.

www.bund.net/chemie

© Niklas Grüter
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Klimaschutz: Energiewende statt 
fossiler Rollback
Schon im Bundestagswahlkampf wurde klar, 
dass Klimaschutz für die meisten Parteien 
aktuell kein zentrales Anliegen ist. Mit zahl
reichen Initiativen haben wir dafür gesorgt, dass 
dieses wichtige Thema auf der Agenda bleibt. 
Noch vor Bildung der neuen Koalition wurde im 
Bundestag ein neues Sondervermögen beschlos-
sen. Davon fließen nun zumindest Teile auch in 
Klimaschutzmaßnahmen, wofür der BUND und 
andere Umweltverbände stark geworben hatten. 
Auch im Vertrag der neuen schwarz-roten 
Koalition blieben Klimaziele und die Energie
wende verankert, trotz deutlichem Gegenwind.

Allerdings zeigte sich schon bald nach Amtsüber-
nahme, dass insbesondere Wirtschaftsministerin 
Katherina Reiche (CDU) und ihre Partei das 
fossile Rollback einleiten wollen. So kündigte die 
Ministerin etwa die Förderung für viele neue 
Erdgaskraftwerke an und sich vom Abschied 
fossiler Heizungen wieder zu verabschieden. Im 
Sommer 2025 versuchte das Wirtschaftsministe-
rium dann über das Vehikel eines Monitoringbe-
richts zur Energiewende, den Ausbau der erneu-
erbaren Energien zurückzufahren. Um für die 
Debatte gewappnet zu sein, haben wir eine 
Kurzstudie veröffentlicht. Diese zeigt, dass schon 
ein reduzierter Ausbau die Emissionen deutlich 
steigern und damit die Klimaziele gefährden 
würde. Über die Medien, politische Veranstaltun-
gen und Gespräche haben wir mit unserer 
Expertise dagegengehalten. Durch gemeinsames 
Engagement mit Verbündeten konnten wir diesen 
Angriff zunächst verhindern. Dass dies jedoch 
erst der Anfang war, zeigt der zugleich angekün-
digte Kurswechsel bei der Energiewende, der sich 
klar gegen den raschen Erneuerbaren-Ausbau 
richtet. Im kommenden Jahr werden die ent
sprechenden Gesetze in den Bundestag 
eingebracht. Es gilt mehr denn je, die erneuer
baren Energien als zentrale Säule des Klima-
schutzes zu verteidigen.

Zugleich werden seitens der Wirtschafts
ministerin die Weichen klar für mehr klima
schädliches Erdgas gesetzt. So kündigte sie an, 
allein bis 2030 20 Gigawatt neue klimaschädliche 

Gaskraftwerke subventionieren zu wollen. Dem 
folgten monatelange Verhandlungen mit der 
EU-Kommission, die dem zustimmen muss. Auch 
in diese Debatte haben wir eingegriffen und 
wichtige Akzente gesetzt. In einer Kurzstudie 
haben wir die negativen Folgen für Verbrau-
cher*innen in Form steigender Strompreise 
herausgestellt. In unserer Analyse „Smart statt 
Gas“ präsentierten wir die Vorteile eines flexiblen 
Energiesystems, dass statt einseitig auf klima-
schädliche und teure Gaskraftwerke vor allem 
auf klimafreundliche Optionen wie Batterie
speicher, flexibilisierte Biogasanlagen oder 
Lastmanagement setzt. Denn nur mit den 
Erneuerbaren und klimafreundlicher Flexibilität 
sinken die Energiekosten und können wir uns aus 
der riskanten fossilen Abhängigkeit lösen.

Gleiches gilt beim Heizen: Etwa ein Drittel des 
Gasverbrauchs in Deutschland wird für das 
Beheizen von Gebäuden verwendet. Ein Umstieg 
auf erneuerbare Wärme ist notwendig, die 
Klimaziele zu erreichen und Heizkosten lang
fristig bezahlbar zu halten. Doch die Union 
verlangte, das sogenannte Heizungsgesetz und 
damit die Vorgaben zum erneuerbaren Heizen 
abzuschaffen. Gegen diesen Angriff auf die 
Wärmewende, die gerade erst Fahrt aufnimmt, 
setzten wir uns ein und informierten die Öffent-
lichkeit über die Folgen – etwa in der ersten 
Sendung des BUND-Podcasts „BUNDfunk“.

Gemeinsam mit Sozial- und Handwerks
verbänden, Umwelt- und Verbraucherschutz
organisationen machten wir uns bei der Bundes-
regierung für einen klaren gesetzlichen Rahmen 
zum Umstieg auf erneuerbare Heizungen stark. 
Zugleich braucht es sozial gestaltete Förder
programme, damit sich alle Menschen den 
Umstieg leisten können.

www.bund.net/energiewende
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Wärmewende  
vor Ort

Atommüll:
Gefährliches Erbe

Die Wärmewende stellt Kommu-
nen vor eine Mammutaufgabe. 
Gebäude müssen saniert 
und Wärmebedarfe gesenkt 
werden, Gasnetze sukzessi-
ve stillgelegt und durch 
klimafreundliche Lösungen 
wie Wärmepumpen und 
grüne Wärmenetze ersetzt 
werden. Gleichzeitig herrscht 
bei den Kommunen Verunsiche-
rung. Die Bundesregierung droht seit 
letztem Jahr wichtige Gesetze zur Wärmewende 
abzuwickeln. Statt den Gasausstieg mit konse-
quenter Förderung erneuerbarer Lösungen 
voranzutreiben, werden Scheinlösungen wie die 
Beimischung teurer und nicht klimaneutraler 
Biogase diskutiert. Doch gerade dort, wo bundes-
politische Vorgaben vage bleiben, braucht es 
ambitionierte Kommunen und Menschen, die 
vorangehen.

Dafür haben wir unsere Arbeit aus dem letzten 
Jahr fortgesetzt, Aktive aus dem BUND und 
befreundeten Organisationen zu vernetzen. Unser 
Netzwerk an lokal Engagierten hat dabei wieder 
einiges bewegt. Sie haben sich für günstige und 
erneuerbare Wärmeversorgung und gegen 
Scheinlösungen wie Wasserstoff eingesetzt, 
Bürger*innen zu Sanierungen informiert und die 
Kommunen kritisch in der Wärmeplanung beglei-
tet. Mit Publikationen, Workshops und Webinaren 
haben wir ihnen dafür nützliches Wissen und 
Hilfestellungen an die Hand gegeben. Ein High-
light waren die regionalen Wärmetage in Regens-
burg und Bochum, bei denen Fachleute mit der 
lokalen Zivilgesellschaft diskutiert haben, um 
gemeinsam Lösungen, Hebel und Strategien für 
die lokale Wärmewende zu erarbeiten. Aus der 
wissenschaftlichen Expertise und den Erfahrun-
gen unseres Netzwerks entstand das Handbuch 
„Wärmewende gestalten“. Es unterstützt BUND-
Gruppen mit Wissen, Best Practice Beispielen und 
nützlichen Tipps zum aktiv werden. Gleichzeitig 
setzen wir uns verstärkt gegen die drohende 
Abschwächung des Klimaschutzes im Gebäude 
und Wärmebereich in der Bundespolitik ein.

www.bund.net/energiewende/waermewende

Bundesweit lagern tausende Tonnen radioaktive 
Abfälle in unzureichend gesicherten Zwischen
lagern. Der verantwortungsvolle Umgang muss 
höchste Priorität haben. Die Gefahren an den 
Lagern steigen: Behälter und Gebäude altern, 
geopolitische Bedrohungen nehmen zu. Doch 
Politik und Behörden setzen auf ein Weiter-So. 
Wir haben die offiziellen Forschungspläne 
bewerten lassen und Sicherheitslücken auf
gezeigt. Gemeinsam mit Anti-Atom-Initiativen 
wurde ein Forderungskatalog zur Verbesserung 
der Zwischenlagerung entwickelt.

Ein „Endlager“ für den 
hochradioaktiven Müll 

wird gesucht, Zeit
pläne verschieben 
sich. Nun soll die 
Suche auf Kosten 
von Sicherheit, 
Beteiligung und 
Naturschutz 

beschleunigt wer-
den. Das behebt 

jedoch nicht die Mängel 
an den Zwischenlagern, wo 

die Fässer noch Jahrzehnte 
bleiben müssen. Der BUND setzt sich gegen 
blinde Beschleunigung ein, die 2026 gesetzlich 
festgeschrieben werden soll. Wir fordern eine 
weiterhin wissenschaftliche und transparente 
Auswahl. Das aktuelle Verfahren bietet bereits 
Raum zum Lernen und Optimieren.

Wir haben Interessierte auf Veranstaltungen und 
durch neue Materialien informiert und die BUND-
Position beim Forum Endlagersuche und gegen-
über Behörden verdeutlicht. Der BUND macht 
sich jetzt und in Zukunft stark für die Sicherheit 
der Menschen an Zwischenlagern und für die 
Sicherheit zukünftiger Generationen am End
lagerstandort.

www.bund.net/atom
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Straßenbau auf Kosten der Natur

Die deutsche Verkehrspolitik bleibt ein großer 
Hemmschuh, sowohl beim Klimaschutz, als auch 
bei Flächenverbrauch und Naturzerstörung. Einer 
der Hauptgründe dafür sind Annahmen, dass es 
insbesondere für den Transport von Gütern 
immer breitere und zusätzliche Straßen braucht.

Für jeden Neubau und jede Verbreiterung von 
Straße gehen Lebensräume verloren. Gleichzeitig 
bindet eine solche Politik Gelder, die für den 
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, eine 
sichere Radinfrastruktur oder für einen zuver
lässigen Bahnverkehr fehlen. Deshalb haben wir 
beim Sondervermögen Infrastruktur und Klima-
neutralität klargemacht, dass diese zusätzlichen 
Gelder vor allem zur Instandsetzung maroder 
Brücken, Schienen und Straßen eingesetzt 
werden sollten. Für klimafreundliche Mobilität 
braucht es dringend eine naturverträgliche 
Kapazitätserweiterung auf der Schiene. Hier 
konnten wir in dem vom Umweltbundesamt 
finanzierten Projekt „Umweltverträgliche und 
gemeinwohlorientierte Schiene als Rückgrat 
einer sozialökologischen Mobilitätswende“ 
wesentliche Punkte aufzeigen.

Nun will die Bundesregierung Planungen 
und Bau von neuen und breiteren 
Straßen beschleunigen und dabei 
Naturschutz und Öffentlich-
keitsbeteiligung einschrän-
ken. Dafür wird unser 
Klagerecht grundsätzlich 
in Frage gestellt. Dabei 
ist klar, dass wir das 
finanzielle Risiko einer 
Klage nur dann 
eingehen, wenn 
erhebliche 
Planungsfehler 
vorliegen. Und wir 
sind damit regel-
mäßig erfolgreich. 
Schon vielfach 
konnten wir dafür 
sorgen, dass 
naturverträglicher 

geplant wird oder Eingriffe in wertvolle Lebens-
räume zumindest wirksam ausgeglichen werden. 

In diesem Zusammenhang konnte der BUND 
Hamburg den größten Erfolg erzielen. Das 
Bundesverwaltungsgericht gab im Oktober 2025 
einer Klage statt. Das Planfeststellungsverfahren 
zum Neubau der A26 Ost sei „rechtswidrig und 
nicht nachvollziehbar“. Die Autobahn darf so also 
nicht gebaut werden. Wichtig an dieser Entschei-
dung: Erstmals war der Schutz des Klimas 
wesentlich für die Urteilsfindung. Das Gericht 
verwies auf das Bundes-Klimaschutzgesetz und 
betonte den speziellen Wert von Moorböden.

Daraus schöpfen wir Motivation für die weitere 
Arbeit. Für uns ist klar: Mit Ihrer Unterstützung 
bleiben wir dran und setzen uns weiterhin für die 
Mobilitätswende ein.

www.bund.net/mobilitaet

© allanw/Shutterstock



22

BUND gegen Blankoscheck für 
fossile Großkonzerne
Ein kalter, sonniger Novembermorgen, Berlin. 
BUND-Vertreter*innen aus mehreren Landes
verbänden protestieren vor dem Bundesrat gegen 
das CCS-Gesetz. Die Presse ist da, einige 
Landespolitiker stellen sich vor der Eingangs
pforte der Kritik.

Eine knappe Woche vorher, in Bad Hersfeld: Die 
versammelten BUND-Delegierten sprechen sich 
einstimmig gegen das CCS-Gesetz aus. Um 
Industrie und Energiewirtschaft weiter an Öl und 
Gas zu binden, haben die Mineralölkonzerne 
Carbon Capture and Storage (CCS) ins Spiel 
gebracht. Man könne Kohlendioxid am Schorn-
stein abscheiden, abtransportieren und in tiefere 
Erdschichten oder unter den Meeresboden 
verpressen, um es dort dauerhaft zu deponieren 
– eine gefährliche Scheinlösung mit enormem 
Energieaufwand, die als Freifahrtschein für klima-
schädliche Vorhaben fungiert.

Viele BUND-Landesverbände hatten sich über 
Monate gegen diese drohende falsche Weichen-
stellung in der Energie- und Transformations
politik engagiert. Gemeinsam mit über 100 
Umweltorganisationen, Bürgerinitiativen, Gemein-
den und Unternehmen wandte sich der BUND 
letztlich in einem offenen Brief an den Gesetz
geber. BUND-Aktive in Stuttgart überbrachten 
den Protest der Friends of the Earth Dänemark, 
die sich dagegen wehren, dass Abgase aus 
süddeutschen Industrien unter ihren Städten 
verpresst werden sollen.

Doch die verführerische Erzählung der CCS-
Lobby verfing, man könne die durch fossile 
Brennstoffe entstehenden klimazerstörenden 
Gase tatsächlich „entsorgen“. Mit der Zustim-
mung des Bundesrats an diesem Novembertag 
konnte das Kohlendioxid-Speicherung-und-
Transport-Gesetz in Kraft treten. Jetzt sollen 
flächendeckende Rohrleitungsnetze und 
Deponien für die Abgase errichtet werden. Mit 
nicht absehbaren Risiken und Schäden für 
Umwelt und Gesundheit: Die Nord- und Ostsee 
und das Weltnaturerbe Wattenmeer sowie Wälder 

und Moore sind von Zerstörung bedroht. 
Wasserverbände warnen. Konzerne 

können dennoch damit rechnen, dass 
das Geschäft mit den Abgasen 

staatlich subventioniert wird. So 
tragen wir die enormen Kosten 

und Risiken. CCS bedeutet 
Ewigkeitslast.

Dabei kennen wir effektive 
Lösungen: Ausbau der 
erneuerbaren Energien 
und Energiesparen, 
nachhaltige Baupolitik, 
Reduktion von Plastik-
müll und eine ökologi-
sche Landwirtschaft. 
Der BUND bleibt dran!

www.bund.net/ccs
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Unsere Welt ist bunt:  
für eine vielfältige Zivilgesellschaft
Unsere Demokratie lebt vom freien Engagement 
ihrer Bürgerinnen und Bürger. Doch genau dieses 
Engagement gerät zunehmend ins Visier – auch 
hier in Europa und in Deutschland.

Seit einem Jahr erleben wir gezielte Angriffe auf 
zivilgesellschaftliche Organisationen, insbeson-
dere Umweltverbände wie den BUND. In Brüssel 
attackierten rechts-konservative Abgeordnete 
das für Umweltorganisationen überlebens
wichtige EU-Programm LIFE. Mit dem falschen 
Vorwurf einer angeblichen „Schattenlobby“ soll 
dessen Finanzierung gestrichen werden – mit 
fatalen Folgen für den praktischen Umwelt- und 
Naturschutz in Europa. Auch in Deutschland 
wächst der politische Druck. Eine parlamentari-
sche Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
mit 551 Fragen zielte Anfang 2025 darauf, die 
Neutralität zahlreicher Organisationen, wie auch 
den BUND infrage zu stellen und Misstrauen zu 
säen. Solche Angriffe schwächen das Vertrauen 
in eine lebendige Demokratie und gefährden 
unabhängiges Engagement.

Diese Kampagnen verfolgen ein klares Ziel: 
Zivilgesellschaft strukturell zu schwächen – 
durch gestrichene Fördermittel, beschnittene 
Klage-, Informations- und Beteiligungsrechte 

oder das Infragestellen unserer Gemeinnützig-
keit. Jüngstes Beispiel ist die politische Ankündi-
gung zur Streichung eines laufenden BUND-
Projekts im Programm „Demokratie leben!“.

Der BUND steht ein für eine starke Demokratie 
mit einer lebendigen Zivilgesellschaft, für eine 
ökologische, sozial gerechte und friedfertige 
Welt. Wir sind bereit, Verantwortung füreinander 
und für die Zukunft dieses Landes zu über
nehmen. Voraussetzung dafür ist eine freie, 
gerechte, weltanschaulich und religiös tolerante 
Gesellschaft. Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Menschenrechtsverletzungen sind damit 
nicht vereinbar. Wir treten ein für die unteilbaren 
Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit, leben
dige Natur und eine klimagerechte Zukunft.

In dieser angespannten politischen Lage 
brauchen wir Sie mehr denn je. Mit Ihrer Unter-
stützung sichern Sie unsere Handlungsfähigkeit 
und Unabhängigkeit und ermöglichen, dass wir 
weiter für Natur, Klima und Umwelt eintreten – in 
Deutschland, Europa und weltweit. Vielen Dank, 
dass Sie an unserer Seite stehen!

www.bund.net
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Gelebte Demokratie: die Gremien  
im BUND
Im BUND bestimmen die Mitglieder. Wir sind 
föderal organisiert und handeln regional und 
bundesweit, international vernetzt im Umwelt
verbund Friends of the Earth. In jedem Bundes-
land gibt es einen BUND-Landesverband. In rund 
2.000 Orts- und Kreisgruppen setzen sich 
Freiwillige für den Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen ein. Die BUNDjugend für 
aktive Menschen bis 27 Jahre ist einer der 
größten Jugendumweltverbände Deutschlands.

Dank der Finanzierung durch Spenden, Mitglieds-
beiträge und Erbschaften ist der BUND eine 
große, unabhängige Kraft. 676.306 Mitglieder 
und Spender*innen stellen das Engagement des 
Verbandes auf eine breite, vielfältige und sichere 
Basis.

Bundesdelegiertenversammlung 
Die Bundesdelegiertenversammlung (BDV) ist 
das oberste beschlussfassende Gremium des 
BUND. Sie tagt einmal im Jahr, beschließt den 
Haushalt und legt Grundsätze und Schwerpunkte 
fest. Die BDV 2025 tagte vom 07. bis 09. Novem-
ber in Bad Hersfeld. Der Vorsitzende Olaf Bandt 
wurde im Amt bestätigt. Zu Stellvertreter*innen 
bestimmten die Delegierten Susanne Gerstner 
(Niedersachsen) und Sören Janssen (Hamburg).

Verbandsrat, Wissenschaftlicher Beirat und 
Bundesvorstand
Für Entscheidungen zwischen zwei 
Delegiertenversammlungen trifft 
sich der Gesamtrat, der aus 
den Mitgliedern des 
Bundesvorstands, des 
Verbandsrates und 

dem Vorstand des Wissenschaftlichen Beirats 
besteht. Dem Verbandsrat gehören je eine 
Person der 16 BUND-Landesverbände, der 
BUNDjugend und der Bundesvorsitzende an.

Der Bundesvorstand bestimmt die Richtlinien der 
Verbandsarbeit. Die Vorstandsmitglieder werden 
von der Delegiertenversammlung des BUND 
gewählt. Ihre Amtszeit beträgt drei Jahre. 
Aufgrund ihrer Funktion gehören auch der Vorsitz 
des Wissenschaftlichen Beirates, des Gesamt
rates und eine Person der BUNDjugend dem 
Vorstand an.

Mehr als 1.000 Fachleute arbeiten in ihrer Freizeit 
in den 20 Bundesarbeitskreisen des BUND mit. 
Der Vorsitzende, die Sprecher*innen dieser 
Arbeitskreise und eine Vertreter*in der BUND-
jugend bilden den Wissenschaftlichen Beirat des 
BUND. Der Beirat entwickelt die Positionen des 
BUND, diskutiert aktuelle Themen und arbeitet je 
nach Bedarf auch als Schlichtungsstelle in 
Fachfragen. Der Beirat ist die fachliche Seele des 
BUND – mit einer demokratischen Legitimation 
durch die BDV.

www.bund.net/ueber-uns
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Wir sind die BUNDjugend!

Engagement und Wissen

Die BUNDjugend versteht sich als Stimme junger Menschen, die Umwelt- und Klimaschutz nicht dem 
Zufall überlassen wollen. Bundesweit engagieren sich Tausende unter 27 Jahren – mal lautstark auf 
der Straße, mal strategisch in politischen Gesprächen, oft kreativ in eigenen Projekten.

Im Mittelpunkt stehen Themen, die den Alltag junger Menschen prägen: 
Klimapolitik, Mobilität, Ernährung, Digitalisierung und soziale Gerechtig-

keit. Die Aktiven denken dabei ökologische und soziale Fragen zusam-
men. Entsprechend breit ist das Spektrum ihrer Aktionen – von 
Bildungsangeboten bis zu Kampagnen, die bundesweit Aufmerk-
samkeit erzeugen. Als unabhängiger Jugendverband ist die BUND-
jugend in allen 16 Bundesländern vertreten und Teil des internatio-
nalen Netzwerks Young Friends of the Earth. Dadurch entstehen 
Verbindungen zu Initiativen weltweit, die ähnliche Ziele verfolgen. 

Auch politisch zeigt die Organisation Präsenz. Vertreter*innen der 
BUNDjugend sprechen mit Ministerien, bringen Positionen in Kommis-

sionen ein und setzen Impulse im Bundestag. Gleichzeitig lebt der 
Verband vor, wie nachhaltiges Handeln im Alltag aussehen kann.

Wer sich einbringen möchte, findet einen offenen Einstieg. Vorkenntnisse sind nicht nötig – entschei-
dend ist die Bereitschaft, gemeinsam Zukunft zu gestalten. 
www.bundjugend.de

Aktiv im Bundesfreiwilligendienst 
Lebenslanges Lernen, Perspektivwechsel, konkretes Engagement vor Ort – 
der Bundesfreiwilligendienst (BFD) bietet vielfältige Entwicklungsmöglich-
keiten für alle Altersgruppen. Rund 270 Menschen im Alter von 18 bis 68 
Jahren haben 2025 in unseren verbandlichen und externen Einsatzstellen 
einen sechs- bis zwölfmonatigen BFD geleistet, z. B. in der Streuobstwie-
senpflege, im Repair-Café oder in der Umweltbildung. Freiwillige erhalten 
für die Dauer ihres BFD ein Taschengeld und Sozialversicherung sowie 
kostenlosen Zugang zu unserem Seminarangebot. Der Dienst wird 
gefördert vom Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend. Mehr Informationen zum BFD bei der Zentralstelle BUND 
finden Sie unter  
www.bund.net/bfd 

Weiterbildung in der BUND-Akademie
Die BUND-Akademie unterstützt Aktive im BUND durch maßgeschneiderte Fortbildungsangebote. Auf 
dem Programm standen Seminare zu Öffentlichkeitsarbeit, Datenschutz und Lobbyarbeit, aber auch 
Stressbewältigung und Resilienz. Gut besuchte Klassiker waren 2025 wieder die Reihe „Fit für die 
Führung“ und die Naturführer*innen-Ausbildung. Einen neuen Schwerpunkt bildeten verbandsweite 
Workshops zur Mitgliedergewinnung. Digital gestütztes Lernen ist inzwischen fester Bestandteil des 
Programms. Das Angebot der digitalen BUND-Lernwelt wird beständig erweitert. Aktuelle E-Learning-
Kurse widmen sich dem Themenkomplex Rechtsextremismus und Umweltschutz.  
www.bund.net/akademie
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Der BUND ist im ganzen Bundesgebiet 
verwurzelt. In 16 Landesverbänden sowie 
rund 2.000 Orts- und Kreisgruppen enga-
gieren sich Menschen direkt in ihrer 
Nachbarschaft – für saubere Flüsse, 
artenreiche Wiesen, gesunde Wälder und 
lebenswerte Städte. Gemeinsam mit 
hauptamtlichen Teams entwickeln sie 
wissenschaftliche Positionen, organisieren 
sie Demonstrationen und pflegen Natur-
schutzgebiete. Mit Vorträgen und Mitmach-
aktionen begeistern die Freiwilligen 
Menschen jeden Alters für den Schutz 
unserer Lebensgrundlagen.

Wie lebendig und wirksam dieses Engage-
ment in den Landesverbänden ist, zeigen 
zahlreiche Erfolge aus dem Jahr 2025.

Überall in Deutschland übernehmen 
Menschen Verantwortung für ihre Region 
und stoßen konkrete Veränderungen an. So 
engagierten sich in Sachsen mehr als 500 
Freiwillige neben Beruf, Familie und Alltag 
aktiv im BUND. Die Neugründung der 
Gruppe Rödertal steht beispielhaft für diese 
wachsende Bewegung und den Wunsch 
vieler Menschen, sich direkt vor Ort für 
Umwelt und Natur einzubringen.

Auch in Bremen zeigt sich, wie aus langfristiger 
Arbeit konkrete Erfolge werden. Das Wiesenvo-
gelschutzprojekt im Bremer Blockland feierte 
2025 sein 20-jähriges Bestehen. Was einst mit 
dem Schutz einzelner Gelege begann, hat sich zu 
einem umfassenden Artenschutzprogramm 
entwickelt. Während im Jahr 2005 rund 250 
Brutpaare gezählt wurden, sind es heute nahezu 
800. Gemeinsam mit Landwirt*innen schafft der 
BUND Bremen sichere Bruträume für gefährdete 
Wiesenvögel. Moderne Technik wie Wärmebild-
Drohnen hilft inzwischen zusätzlich dabei, 
weitere seltene Arten noch besser zu schützen.

Ein weiteres wichtiges Signal kam aus Baden-
Württemberg. Im Februar 2025 erzielte der BUND 
einen bedeutenden Klageerfolg gegen den 
geplanten Bau eines Mega-Rinderstalls mit mehr 
als 1.300 Tieren bei Ellwangen. Der Verwaltungs-
gerichtshof Mannheim gab der Klage des BUND 
recht und stellte fest, dass der Schutz des 
Grundwassers vom Landratsamt Ostalbkreis 
nicht ausreichend berücksichtigt worden war. 
Das Urteil gilt als wegweisend im Umgang mit 
Nitratbelastungen und zeigt, wie wichtig enga-
gierte Umweltverbände auch auf juristischer 
Ebene sind.

BUND-Gruppensuche  
Sie haben Lust, sich aktiv für den Naturschutz zu engagieren? Oder Sie haben eine Umweltfrage 
und suchen passende Ansprechpartner*innen in Ihrer Region? Finden Sie hier BUND Ortsgruppen 
in Ihrer Nähe. Wir wollen gemeinsam viel bewegen. Und dafür sind wir überall in Deutschland für 
Sie vor Ort. www.bund.net/gruppen

Baden-Württemberg

Rheinland-Pfalz

Saarland

Mecklenburg-Vorpommern

Schleswig-Holstein

Niedersachsen

Brandenburg

Sachsen

Thüringen

Bayern

Hessen

Berlin

Bremen

Nordrhein-Westfalen
Sachsen-Anhalt

Hamburg

16 Landesverbände –  
große Wirkung
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50 Jahre BUND 
Wer sich in die Geschichte des BUND vertieft, stößt auf viele spannende Ereignisse und große 
wie kleine Erfolge. Und auf eine Menge weiser Voraussicht. So sahen sich unsere Bundes
delegierten schon 1990 veranlasst, diese Klarstellung zu treffen: „Der BUND wendet sich 
entschieden gegen die Versuche der Stromwirtschaft, die Atomkraft als Retterin vor dem 
Klimakollaps hinzustellen.“ Dem ist auch heute nichts hinzuzufügen.

2025 hat der BUND sein 50-jähriges Bestehen gefeiert. Dieses Jubiläum bietet Anlass, im 
Jahresbericht die Entwicklung des Verbandes zu betrachten: Menschen, die ihn geprägt haben, 
politische Auseinandersetzungen, die ihn gefordert haben, und Erfolge, die Mut gemacht 
haben. Aus einer Umweltinitiative ist eine starke gesellschaftliche Kraft geworden – eine 
Stimme, die sich beharrlich für Natur, Umwelt und eine lebenswerte Zukunft einsetzt und die 
heute wichtiger ist denn je.


